
Flächennutzungsplan der Stadt Diepholz – 70. Änderung 
 

Präambel 

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 58 (2) Nr. 2 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in den zurzeit geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Diepholz diese 

70. Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen. 

 

Diepholz, den SIEGEL Bürgermeister 

Aufstellungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Diepholz hat in seiner Sitzung am …………… die Aufstellung der 70. Änderung des 

Flächennutzungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 (1) BauGB am ……… ortsüblich bekannt 

gemacht worden. 

Diepholz, den 

  Unterschrift 

Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Diepholz hat in seiner Sitzung am ……… dem Entwurf der 70. Änderung des 

Flächennutzungsplans und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 

beschlossen.  

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am …………… ortsüblich bekannt gemacht.  

Der Entwurf der 70. Änderung des Flächennutzungsplans mit der Begründung sowie wesentliche bereits vorliegende 

umweltbezogene Stellungnahmen haben vom …………… bis …………… gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen.  

Diepholz, den 

 

  Unterschrift 

Feststellungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Diepholz hat die 70. Änderung des Flächennutzungsplans sowie die Begründung in seiner Sitzung 

am ……………. beschlossen. 

Diepholz, den 

  Unterschrift 

Genehmigung 

Die 70. Änderung des Flächennutzungsplans ist mit Verfügung (AZ …………………………………) vom heutigen Tage unter 

Auflagen/mit Maßgaben/mit Außnahme der kenntlich gemachten Tiele gemäß § 6 BauGB genehmigt. 

Diepholz, den 

  Unterschrift 

Rechtswirksamkeit 

Die Genehmigung der 70. Änderung des Flächennutzungsplans ist gemäß § 6 (5) BauGB am ................................... im 

Amtsblatt Nr. ………………….. des Landkreises Diepholz bekannt gemacht worden. Die 70. Änderung des 

Flächennutzungsplans ist damit am .................................. rechtswirksam geworden. 

Diepholz, den 

  Unterschrift 

Verletzung von Vorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten der 70. Änderung des Flächennutzungsplans ist die Verletzung von 

Vorschriften nicht geltend gemacht worden. 

Diepholz, den 

  Unterschrift 

Plangrundlage 

Karte:  ALKIS, 2016, Maßstab 1:1000, 

 Stadt Diepholz, Gemarkung Diepholz, Flur 4 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung  

 Herausgebervermerk: 

    

 

 © 2016, Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) 

Planverfasser 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet von:  

P3 Planungsteam GbR mbH, Ofener Str. 33a, 26 121 Oldenburg, 0441-74210 

Oldenburg, den 

  Planverfasser 

Artenschutz – Innerhalb des Änderungsbereichs befindet sich ein nach § 30 BNatSchG geschütztes Biotop (na-

turnahe Teichfläche mit Altbaumbestand). Dieses wird als geschütztes Biotop (GB) nachrichtlich übernommen.

Belastete Böden – Innerhalb des nördlichen Änderungsbereichs liegen Hinweise auf Bodeneinträge vor, die 

nach LAGA als >Z2 einstufen sind. Festgestellt wurden erhöhte PAK-Konzentrationen. Die Belastungen können 

aufgrund der  angewandten Methodik (Mischprobe) räumlich nicht näher begrenzt werden. Im Vorfeld von 

Bodenarbeiten ist daher sicherzustellen, dass alle abfallrechtlichen Belange berücksichtigt werden. Sollten 

konkrete Hinweise auf belastete Böden, Altablagerungen oder Altstandorte zu Tage treten, ist das weitere 

Vorgehen unverzüglich mit der Unteren Abfallbehörde des Landkreises Diepholz abzustimmen. Die belasteten 

Bereiche sind im Plan durch Signatur gekennzeichnet.  

Erdgasleitung – Der Verlauf der nördlich außerhalb des Änderungsbereichs verlaufenden Erdgasleitung ist 

nachrichtlich aus dem Flächennutzungsplan der Stadt übernommen und endet hiernach an der Steinfelder 

Straße. Der genaue Leitungsverlauf ist vor Bauarbeiten in der Örtlichkeit zu überprüfen. 

Erlaubnisfeld Ossenbeck (Flächennummer 2164) – Das Plangebiet liegt innerhalb eines Erlaubnisfeldes. Ange-

gebener Bodenschatz sind Kohlenwasserstoffe, der aktuelle Rechtsinhaber (Laufzeit bis zum 31.10 2020) ist 

die Vermilion Energy Germany GmbH & o.KG. 

Flugsicherheit – Der Standort des Bebauungsplanes befindet sich im Bauschutzbereich des militärischen Flug-

platzes Diepholz. Sollte es bei zukünftigen Bauvorhaben zum Einsatz von Kränen kommen, ist der Kraneinsatz 

zur Prüfung und Bewertung beim Luftfahrtamt der Bundeswehr, Referat 1d, Flughafenstr. 1, 51147 Köln (E-

Mail: LufABw1d@bundeswehr.org) einzureichen. Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom 

Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, können nicht anerkannt werden. 

1. Ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder 

frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, 

Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 

Funde) gemacht werden, sind diese meldepflichtig (§ 14 (1) NDSchG) und müssen der unteren Denk-

malschutzbehörde der Stadt sowie dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege - Referat Ar-

chäologie – Stützpunkt Hannover - unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der 

Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 

Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen (§ 14 (2) NDSchG), bzw. für ihren Schutz ist Sorge 

zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. Auf-

grund von früheren Funden jungsteinzeitlicher Silexartefakte im Umfeld des Plangebiets ist für Erdar-

beiten zudem die Einholung einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung gemäß § 10 NDSchG i. V. 

m. § 13 NDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde erforderlich. 

2. Artenschutz – Innerhalb des Änderungsbereichs ist eine Saatkrähenkolonie ansässig. Die Saatkrähe 

steht auf der Roten Liste Niedersachsens und Bremens auf der Vorwarnliste. Erhebliche Störungen (§ 

44 (1) Nr. 2 BNatSchG) während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-und Wande-

rungszeiten sind zu vermeiden. Auch außerhalb der Brutzeiten sind Bäume mit Niststätten für wieder-

kehrende Bruten zu erhalten und langfristig zu sichern. 

3. Altlasten – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen oder Alt-

standorte zu Tage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkreises Diepholz zu be-

nachrichtigen. 

4. Rüstungsaltlasten – Sollten sich während der Bauarbeiten Hinweise auf Bombenblindgänger oder an-

dere Kampfmittel im Boden ergeben, so ist unverzüglich die nächste Polizeidienststelle, das Ordnungs-

amt der Stadt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der zentralen Polizeidirektion in Hannover zu 

informieren. 

5. Informationsgrundlagen – Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, 

Erlasse und DIN-Vorschriften) können bei der Stadt Diepholz im Rathaus eingesehen werden. 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 

geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722); 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.6.2013 (BGBl. I S. 1548); 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) i.d.F. vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 

22.7.2011 (BGBl. I S. 1509); 

Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, 46); zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 23.07.2014 (Nds. GVBI. S. 206); 

Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.12.2010 (Nds. 

GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226). 


